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Abschrift 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 168. Sit- 
zung am 14. Dezember 1956 beschlossen hat, hinsichtlich des vom 
Deutschen Bundestag am 29. November 1956 verabschiedeten 

Gesetzes über das Zusatzprotokoll vom 20. März 
1952 zur Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten 
- Drucksachen 2834, 85 - 

einen Antrag gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes nicht zu 
stellen. 

Ferner hat der Bundesrat die folgende Entschließung gefaßt: 

Der Bundesrat geht bei seinem Beschluß davon aus, daß Ar- 
tikel 2 Satz 2 des Zusatzprotokolls keine Verpflichtung des Staa- 
tes begründet, Schulen religiösen oder weltanschaulichen Cha- 
rakters zu finanzieren oder sich an ihrer Finanzierung zu be- 
teiligen, da diese Frage nach der übereinstimmenden Erklärung 
des Rechtsausschusses der Beratenden Versammlung und des Ge- 
neralsekretärs des Europarates außerhalb des Rahmens der Kon- 
vention über Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie des 
Zusatzprotokolls liegt. Eine solche Verpflichtung könnte durch 
den Bundesgesetzgeber auch nicht begründet werden. 

gez. Dr. Sieveking 


Bonn, den 14. Dezember 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 30. November 1956 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Dr. Sieveking 
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